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Betr.:
Unterbringung von Flüchtlingen im Alstertal und den Walddörfern (2)

Durch die Zunahme der Flüchtlingszahlen in Deutschland steigt auch in Hamburg der Druck, adäquate Unterbringungen zu schaffen. Dabei muss jedoch berücksichtigt werden, in welcher Umgebung die Flüchtlingsunterkünfte eingerichtet werden. Außerdem bedarf es der Mitbestimmung der politischen Gremien und der Bürgerinnen und Bürger vor Ort sowie einer angemessenen Betreuung der Flüchtlinge.

Durch die mangelnde Informationspolitik des Senats und der fehlenden Bürgerbeteiligung entstehen immer wieder Gerüchte über neue Unterbringungen. Es ist Aufgabe des Senats, frühzeitig Klarheit über die Schaffung neuer oder die Aufstockung bestehender Unterbringungen zu schaffen. Leider kommt der Senat dieser Verpflichtung nicht nach. Fast wöchentlich werden neue Pläne für weitere Unterkünfte oder Erweiterungen bestehender Unterkünfte bekannt, von denen die politischen Gremien und die Bürgerinnen und Bürger vor Ort jedes Mal wieder überrascht werden.

Der Senat ist mittlerweile sogar dazu übergegangen, Pläne zu Flüchtlingsunterkünften bewusst zu verheimlichen. In der Anfrage des Abgeordneten Dennis Thering vom 04.02.2015 (Drs. 20/14584), unmittelbar vor der Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft, nimmt der Senat zu der Frage: „Welche Flüchtlingsunterbringungen plant der Senat derzeit im Wahlkreis 13 neu zu schaffen beziehungsweise welche bestehenden Flüchtlingsunterbringungen sollen aufgestockt werden?“ wie folgt Stellung: „Die Lenkungsgruppe ‚Integration öffentlich-rechtliche Unterbringung (örU) und Zentrale Erstaufnahme (ZEA)‘ hat die Umsetzung einer Freifläche in Bergstedt, Volksdorfer Grenzweg Höhe Nummer 121, als Standort für die öffentlich-rechtliche Unterbringung mit einer Platzkapazität von rund 170 Plätzen beschlossen. Darüber hinaus sind die Überlegungen noch nicht abgeschlossen.“

Wie aus der jüngsten Anfrage des Abgeordneten Dennis Thering vom 14.04.2015 (Drs. 21/241) hervorgeht, entsprach dies nicht der Wahrheit. Bereits seit Oktober 2014 hat der Senat Planungen für eine ganze Reihe weiterer Flüchtlingsunterkünfte im Alstertal und den Walddörfern aufgenommen: In Duvenstedt am Tangstedter Weg gegenüber Nr. 57 seit dem 30.10.2014, in Poppenbüttel am Poppenbütteler Berg Ecke Ohlendieck seit dem 30.10.2014 und in Hummelsbüttel am Lademannbogen 12 und 12a seit dem 28.10.2014.

Der Senat hat dies erst jetzt nach der Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft eingeräumt und damit wieder einmal die Abgeordneten und die Bürgerinnen und Bürger bewusst getäuscht. Dieses Verhalten schafft Misstrauen anstatt Vertrauen und rüttelt an der Akzeptanz der Flüchtlingspolitik des Senats innerhalb der Bevölkerung. Der Senat ist dringend zu einer transparenten Informationspolitik aufgefordert und hat offizielle Anfragen der gewählten Abgeordneten der Hamburgischen Bürgerschaft wahrheitsgemäß zu beantworten.

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:

Für die Schaffung neuer Plätze in der öffentlich-rechtlichen Unterbring werden der zuständigen Behörde sowohl von Privatpersonen, Vermietern, Vereinen, anderen Organisationen wie auch von Behörden und Bezirken laufend Flächen zur Prüfung angeboten. Sobald ein Standort nach bauplanerischer und technischer Prüfung realisierbar erscheint, schließen sich weitere Prüfungen an. 
Im Laufe der Prüfungsprozesse ergeben sich oft Verschiebungen insbesondere u.a. durch notwendige Gutachten, neu erkennbare Bodenbelastungen, naturschutzrechtliche Einwände, ggfs. notwendige Kampfmittelräumungen, baurechtliche Besonderheiten oder besondere Bodenbeschaffenheiten eines Geländes. Letztendlich müssen nach Klärung aller realisierungsrelevanten Prüfungen bei Angeboten von Privaten die Mietvertragshandlungen aufgenommen und zu einem Abschluss gebracht werden.
Im Laufe der Prüfungen werden eine Vielzahl von Angeboten wieder verworfen, so dass sich erst sinnvollerweise zum Abschluss der Prüfungen und Verhandlungen feststellen lässt, ob ein bloßes Angebot auch tatsächlich als zu realisierender Standort in Betracht kommt. Eine Kommunikation mit den Bürgern macht erst zu diesem Zeitpunkt Sinn, um Verunsicherung über laufende und gegebenenfalls wieder zu verwerfende Planungen zu vermeiden.
Aus diesem Grund hat der Senat auch transparent für den Standort Lademannbogen 12 und 12 a geantwortet, dass ein Nutzungsangebot am 28.10.2014 unterbreitet wurde – dies sagt jedoch keinesfalls bereits etwas über ein Ergebnis der Prüfungen aus. Der Senat hat daher ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Überlegungen zu weiteren Standorten noch nicht abgeschlossen sind (siehe Drs. 20/14584).

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt:

1. Wieso hat der Senat in der Anfrage des Abgeordneten Dennis Thering vom 04.02.2015 (Drs. 20/14584) die drei genannten, zu dem Zeitpunkt der Anfrage bereits seit einigen Monaten in Planung befindlichen Flüchtlingsunterkünfte bewusst verheimlicht?

2. Sollte mit der Verheimlichung der bereits in Planung befindlichen Flüchtlingsunterkünfte die Bevölkerung kurz vor der Wahl zu Hamburgischen Bürgerschaft bewusst getäuscht werden?

3. Welche weiteren Flüchtlingsunterkünfte in Hamburg hat der Senat in ähnlicher Weise verheimlicht? Bitte jede Unterkunft auflisten, deren Planung zum Zeitpunkt einer Anfrage an den Senat bereits aufgenommen war, in der jeweiligen Antwort jedoch nicht genannt wurde.
Siehe Vorbemerkung. Es lagen noch keine gesicherten Aussagen zu Realisierungsoptionen vor. 

4. Sind seit dem 14.04.2015 bereits weitere Flüchtlingsunterkünfte im Alstertal und den Walddörfern in Planung? Wenn ja, bitte für jede Unterkunft den genauen Standort, die Zahl der Plätze und den Planungsbeginn angeben.

Zum jetzigen Zeitpunkt befinden sich keine weiteren Standorte im Alstertal und in den Walddörfern in abschließender Prüfung. Im Übrigen siehe Vorbemerkung.
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